
Es sind diese wunderbaren Wo-
chen mit den endlosen Abenden
(und die Europameisterschaft),
die das Jetzt so besonders ma-
chen. Sommer! Ein einziges
Märchen, auch wenn es wirklich
viel regnet und windet. Der
Sommer entfaltet seine Kraft
natürlich auch im politischen
Berlin. Die Sommerpause des
Parlaments hat begonnen, die
Politiker sind in ihren Wahlkrei-
sen, quasi im Homeoffice. Erst
am 9. September, im Spätsom-
mer, treffen sich die Abgeordne-
ten wieder zur nächsten Sitzung
in der Hauptstadt.

Weil in dieser Zeit nur wenig
regiert wird, gibt es weniger zu
berichten, weshalb die in Berlin
zurückgelassenen Journalisten
vom Sommerloch sprechen.
Damit dieses Sommer-
loch nicht ganz so tief
bemessen ist, finden
seit ein paar Jahren ver-
mehrt Sommerreisen
statt. Das sind ein paar
Tage, in denen Politiker
durch das Land fahren und Jour-
nalisten auf ihre Exkursionen
mitnehmen. In diesem Jahr geht
es vor allem in den Osten, weil
in Sachsen, Brandenburg und

Thüringen ja bald gewählt wird
und die Reise deshalb vielleicht
nicht schadet.

Es passiert selten Aufregen-
des während dieser Touren,

weshalb die begleitenden
Journalisten vom Som-
merreiseloch sprechen.
Früher war bekanntlich
alles besser. 2000 be-

suchte der damalige
Kanzler Gerhard Schröder

auf seiner Sommerreise Thürin-
gen und sagte: „Hömma, hol mir
mal `ne Flasche Bier, sonst
streik ich hier“. Daraus wurde
ein Sommerhit. Guido Bohsem

Im Sommerloch

D ie Bürger in Baden-
Württemberg stellen
der grün-schwarzen
Landesregierung auf

einem zentralen Politikfeld ein
schlechtes Zeugnis aus:
Nur eine Minderheit von
28 Prozent der Bevölke-
rung bewertet ihre Bil-
dungspolitik als „gut“
oder „sehr gut“. Mehr als
jeder Zweite (51 Prozent)
hingegen hält sie hinge-
gen für „weniger gut“
oder „gar nicht gut“. Das
ist das Ergebnis des aktuellen
BaWü-Checks, der repräsenta-

tiven Umfrage im Auftrag der
baden-württembergischen Zei-
tungsverlage. Immerhin: Von
den Eltern schulpflichtiger Kin-
der bekommt die Landesregie-

rung bessere Noten:
Hier steigt die Zustim-
mung auf 37 Prozent.

Trotz dieses kriti-
schen Gesamturteils ge-
nießen zwei zentrale
Vorhaben der grün-
schwarzen Landesregie-
rung großen Rückhalt:
Die bereits beschlosse-

ne Rückkehr zum neunjährigen
Gymnasium (G9) halten über-

wältigende 70 Prozent der Men-
schen in Baden-Württemberg
für „sinnvoll“. Auch die geplan-
te Wiedereinführung der ver-
bindlichen Grundschulempfeh-
lung hat laut der Umfrage eine
satte Mehrheit in Baden-Würt-
temberg: 62 Prozent der Bevöl-
kerung finden es richtig, dass
die Grundschulen entscheiden,
auf welche weiterführende
Schule ein Kind gehen sollte,
und nicht allein die Eltern. So-
gar bei den Grundschul-Eltern,
die es selbst betrifft, hat das Vor-
haben eine Mehrheit von 58 Pro-
zent, nur 30 Prozent sind hier

der Meinung, das sollten die El-
tern entscheiden.

Als größte Probleme und
Baustellen an den Schulen im
Land benennen die Befragten im
BaWü-Check den gravierenden
Lehrermangel (62 Prozent), die
Zunahme von Gewalt (55 Pro-
zent) sowie mangelnde Deutsch-
kenntnisse vieler Schüler (48
Prozent). Auch die mangelnde
digitale Ausstattung sowie feh-
lende Digital- und Medien-
Kompetenzen der Lehrkräfte
bereiten vielen Menschen
Bauchschmerzen.
Südwestumschau

Schlechtes Zeugnis für
grün-schwarze Bildungspolitik
BaWü-Check Eine Mehrheit in Baden-Württemberg sieht die Arbeit der Landesregierung
kritisch. Die geplante Rückkehr zu G9 genießt aber großen Rückhalt. Von Roland Müller

Washington. Die USA verstär-
ken die militärische Abschre-
ckung zum Schutz der Nato-
Partner in Europa. Dazu sollen
in Deutschland von 2026 an zeit-
weise Marschflugkörper vom
Typ Tomahawk und andere
weitreichende Waffen statio-
niert werden, hieß es in einem
gemeinsamen Statement der
USA und Deutschlands, das am
Rande des Nato-Gipfels in Wa-

shington veröffentlicht wurde.
Genannt wurden auch Flugab-
wehrraketen vom Typ SM-6 und
neu entwickelte Überschallwaf-f-f
fen, „die eine deutlich weitere
Reichweite haben als gegenwär-
tige landgestützte Systeme in
Europa“.

Die Nato-Staaten machen zu-
dem Tempo bei der Ausrüstung
der Ukraine mit westlichen
Kampfflugzeugen: Der Transfer

von F-16-Jets sei bereits im Gan-
ge, kündigten die USA, die Nie-
derlande und Dänemark am
Dienstag in einer gemeinsamen
Erklärung am Rande des Nato-
Gipfels in Washington an. Da-
mit könnten die Maschinen
noch diesem Sommer zur Ab-
wehr des russischen Angriffs-
krieges zum Einsatz kommen.

Das Bündnis sichert der
Ukraine zudem zu, dass sie auf

ihrem Weg in das Verteidi-
gungsbündnis nicht mehr aufge-
halten werden kann. Im Text für
die Abschlusserklärung wird
der Pfad zur Mitgliedschaft als
„irreversibel“ bezeichnet. Es
wird betont, dass eine formelle
Einladung erst ausgesprochen
werden kann, wenn alle Alliier-
ten zustimmen und alle Bedin-
gungen erfüllt sind. dpa/afp
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USA stationieren Marschflugkörper
Nato-Gipfel Stärkere Abschreckung: Weitreichende Waffen kommen nach Deutschland.
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Erfolgreicher Start nach vier Jahren Wartezeit:
Europas neue Trägerrakete Ariane 6 ist erstmals
ins All gestartet. Die Rakete soll künftig für kom-

merzielle und öffentliche Auftraggeber Satelliten
ins All befördern. „Europa ist zurück“, sagte Josef
Aschbacher in Kourou (Französisch-Guayana). Die

Durststrecke ohne eigenen Zugang zum All sei be-
endet. Foto: S. Corvaja/ESA/dpa
Blick in die Welt

Comeback
im All

BaWü-
Check

EU-Parlament
AfD gründet
neue Fraktion
Brüssel. Brüssel. Die AfD hat ge-
meinsam mit rechtsextremen
Parteien aus sieben weiteren
EU-Ländern eine neue Fraktion
im Europaparlament gegründet.
Vorsitzender der Gruppe mit
dem Namen Europa der Souve-
ränen Nationen (ENS) ist der
neu gewählte AfD-Europaabge-
ordnete René Aust. Die AfD ge-
hört auf EU-Ebene damit wie-
der einer Fraktion an, nachdem
Frankreichs Rechtspopulisten
die Zusammenarbeit aufgekün-
digt hatten. afp

Baerbock
verzichtet

Berlin/Washington. Annalena
Baerbock will sich voll auf ihr
Amt als Außenministerin kon-
zentrieren und strebt keine er-
neute Grünen-Kanzlerkandida-
tur an. Statt darin gebunden zu
sein, wolle sie angesichts der in-
ternationalen Krisen ihre Kraft
voll ihrer aktuellen Aufgabe
widmen, erklärte sie in einem
Interview des US-Senders CNN
am Rande des Nato-Gipfels in
Washington. Hätte Baerbock auf
der Kandidatur bestanden, wäre
ein Machtkampf mit Vize-Kanz-
ler Habeck (Grüne) kaum ver-
meidbar gewesen. dpa
Kommentar

Grüne Außenministerin
will nicht Kandidatin für
Kanzlerposten werden.

E s war kein deutsches
Medium, das sich An-
nalena Baerbock für
diese Nachricht ausge-

sucht hat. Die Außenministe-
rin sagte dem US-Sender
CNN, dass sie 2025 nicht er-
neut als Kanzlerkandidatin der
Grünen in den Wahlkampf zie-
hen möchte. Mit Baerbocks
Verzicht dürfte der Weg frei
sein für Robert Habeck, der es
schon das letzte Mal wollte,
aber Baerbock den Vortritt las-
sen musste. Er hat sich zuletzt
eifrig positioniert, indem er
emotionale Reden etwa zum
Gaza-Krieg hielt und dafür viel
Beifall einheimste. Vielleicht
war Habeck jetzt einfach an
der Reihe, vielleicht fand Baer-
bock es angesichts schlechter
Umfragewerte ihrer Partei et-
was zu überkandidelt, eine
Kanzlerkandidatur auszurufen.
Vielleicht erkennt sie auch,
wie hoch der Preis ist, den die
Politik von der Familie einfor-
dert. Vielleicht spielen all die-
se Gründe eine Rolle.

Da sie ihre Entscheidung so
lange vor dem Wahltermin
verkündet, kann ihr keiner
nachsagen, sie habe sie nicht
freimütig und ungezwungen
getroffen. Das heißt schon ei-
niges in der Politik. Einfach
wird es aber auch für Habeck
nicht. Das vergurkte Heizungs-
gesetz und miserable Wirt-
schaftsdaten schmälern sein
Ansehen und seine Chancen.

Frühe
Einsicht

Kommentar
Guido Bohsem
zu Baerbocks
Verzicht

Lieferketten
Kritik an Plänen
für Entlastung
Berlin. Die mögliche Abschwä-
chung des deutschen Lieferket-
tengesetzes stößt bei Hilfs- und
Umweltorganisationen auf Kri-
tik. Ein solcher Schritt wäre laut
einem von Germanwatch und
Oxfam veröffentlichten Rechts-
gutachten nicht mit EU-Recht
vereinbar. Die Bundesregierung
hatte bei der Vorstellung der
Eckpunkte des Bundeshaushalts

nangekündigt, Unternehmen
durch den Wegfall von Berichts-
pflichten durch das Lieferket-
tengesetz zu entlasten. epd
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Musik für
eine bessere Welt

Erster externen Zugang für
Rottenburger Volleyballer

ANZEIGE

Dealer kommt
in Therapie

ANZEIGE

Viel bewegt
in zehn Jahren

Mössingen. Wegen 35-fachen Drogen-
handels kassiert ein 29-jähriger Mös-
singer eine hohe Haftstrafe. Er hatte
Marihuana und Kokain in teils großen
Mengen eingekauft und in seiner
Wohnung verkauft. Bald schon soll er
stationär in eine Entzugsklinik.

Regionalsport. Eine Woche nach Be-
ginn der Saisonvorbereitung verkün-
det Volleyball-Zweitligist TV Rotten-
burg in Jannik Lehmann aus Giesen
seinen ersten externen Zugang. Trai-
ner Jan Scheuermann will künftig in
der Startformation weniger rotieren.

Kultur in der Region. Ende Juli und An-
fang August veranstaltet das Reutling-
ger franz.K wieder acht Open-Air-Kon-
zerte mit fetzigen Klängen und politi-
scher Botschaft im Echazhafen. Dabei
decken die Veranstalter eine große mu-
sikalische Bandbreite ab.

Tübingen. Laura Conte und Deniz Te-
kin engagieren sich im Integrationsrat
und bringen einen anderen Blick auf
Themen im Gemeinderat ein. Beide
wissen, was es heißt, nicht von Haus
aus deutsch zu sein und dass es
schwierig ist, anerkannt zu werden.

ANZEIGE
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An der Tübinger Radbrücke West wurde das letzte Teilstück eingehoben
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